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Der Konflikt zwischen den 
Vereinigten Staaten und Venezuela:
Die USA und Venezuela unterhalten seit dem 7. Juli 1834 diplomatische Beziehungen. 
Venezuela hat ein Präsidialsystem: Der Präsident ist Staatsoberhaupt, Regierungschef und 
Oberbefehlshaber.
Der letzte Zensus, am 30. Oktober 2011, ergab 27,228 Mio. Einwohner. 51,6 % bezeichneten ihre 
Hautfarbe als „braun“, 43,6 % als „weiß“, 3,6 % als „schwarz“, 1,2 % als „anders“. (2,7 % der 
Einwohner identifizierten sich als Indigene, unabhängig von ihrer Hautfarbe.)
Das Madrider Cervantes-Institut schätzte, für 2025, dass 97,4 % der Einwohner Spanisch mit 
muttersprachlicher Kompetenz sprächen.

Am 14. März 2008 wurde der Partido Socialista Unido de Venezuela (PSUV) gegründet. Am 7. 
Oktober 2011 bildete der PSUV mit vielen anderen Parteien den Gran Polo Patriótico Simon 
Bolivar (GPPSB). Er ist seither die Regierungskoalition.
Hugo Chavez, Präsident seit dem 2. Februar 1999, leitete eine gegen US-Interessen gerichtete 
Außenpolitik ein. Am 12. April 2002 versuchte die Opposition, durch einen Putsch, mit Wissen 
und Duldung der USA, den Präsidenten zu stürzen. Der Putsch scheiterte. Pedro Carmona, der 
47-Stunden-Präsident, floh in die USA. Bei den Präsidentschaftswahlen am 7. Oktober 2012 
erhielt Hugo Chavez 8,191 Mio. Stimmen (55,07 %). Henrique Capriles, der Kandidat der 
Rechtsopposition, erhielt 6,591 Mio. (44,31 %). Hugo Chavez starb am 5. März 2013.
Nicolas Maduro wurde sein Nachfolger. Bei den Präsidentschaftswahlen am 19. April 2013 
gewann er 7,588 Mio. Stimmen (50,61 %). Henry Capriles bekam 7,364 Mio. (49,12 %).

Die USA begannen einen Wirtschaftskrieg gegen Venezuela. Ziel war ein Regimewechsel. Die 
venezolanische Rechtsopposition unterstützte die US-Politik. Die sozialökonomische Lage 
der Venezolaner verschlechterte sich deutlich. Mehrere Millionen emigrierten. Die UNO 
schätzte, für den 1. Juli 2021, die Bevölkerung Venezuelas auf 28,2 Millionen. Der Anstieg 
gegenüber dem letzten Zensus 2011 betrug 1,0 Mio., bei einem Geburtenüberschuss von 
4,0 Mio.
Die letzte Schätzung der Plataforma-R-4V, für November 2025, ergab eine venezolanische 
Diaspora von 6,907 Mio. in Lateinamerika und der Karibik. Außerdem wohnten 545.000 Vene-
zolaner in den Vereinigten Staaten (September 2022), 477.000 in Spanien ( Juni 2022), 165.000 
in der übrigen Welt.

Zu den Präsidentschaftswahlen am 20. Mai 2018 und am 28. Juli 2024 machten Regierung 
und Rechtsopposition völlig unterschiedliche Angaben.
Bei den Parlamentswahlen am 6. Dezember 2015 hatte die Regierungskoalition 5,625 Mio. 
Stimmen erhalten (40,92 %), die Rechtsopposition 7,728 Mio. (56,21 %), andere 394.000 
(2,87 %).
Zu den Parlamentswahlen am 20. Mai 2018 machten Regierung und Rechtsopposition völlig 
unterschiedliche Angaben.
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Die Parlamentswahlen am 6.12.2020 und am 25. Mai 2025 wurden von der Rechtsopposition 
boykottiert. Die Regierungskoalition erhielt 4,322 Mio. Stimmen (2020) bzw. 5,024 Mio. (2025). 
Alle anderen 1,941 Mio. (2020) bzw. 990.000 (2025).
Der 1931 gegründete Partido Comunista de Venezuela (PCV) distanzierte sich im August 2020 
vom PSUV und verließ, nach den Parlamentswahlen 2020, den GPPSB.

Am 19. August 2025, in der Karibik, in der Nähe der venezolanischen Küste, begann der Auf-
marsch von mindestens 4.500 US-Soldaten. Trinidad-Tobago und Guyana unterstützen die 
USA. Am 03. Januar 2026 erfolgte ein Militärschlag der USA gegen Venezuela: US-Spezialein-
heiten entführten Nicolas Maduro und seine Gemahlin, Cilia Flores, in die USA. Nach vorläufi-
gen Schätzungen wurden 107 Venezolaner und Kubaner getötet. 15 US-Soldaten sollen ver-
wundet worden sein.

Delicy Rodriguez, seit dem 14. Juni 2018 Vizepräsidentin Venezuelas, wurde kommissarische 
Präsidentin. In ihrer ersten Ansprache an die Nation rief zu zur Kooperation mit der US-Regie-
rung und zur friedlichen Regelung des Konfliktes auf. Am 5. Januar 2026 wurde sie als Präsi-
dentin vereidigt. Sie verurteilte den US-Militärschlag und die Entführung des Präsidenten-
ehepaares.

María Machado, seit dem 22. Oktober 2023 Führerin der Rechtsopposition, begrüßte die Ent-
führung des Präsidentenehepaares und meldete Anspruch auf das Präsidentenamt an.

Am 4. Februar 2026, in einem gemeinsamen Kommuniqué, verurteilten Brasilien, Mexiko, 
Kolumbien, Chile, Uruguay und Spanien den US-Militärschlag gegen Venezuela. 

Am 5. Januar 2026, auf Antrag Kolumbiens, debattierte der WSR über den US-Militärschlag. 
Von den 15 Mitgliedern gehörten 6 zur NATO (USA, Vereinigtes Königreich, Frankreich, Grie-
chenland, Dänemark, Lettland), 3 zur SCO (Russland, China, Pakistan), 2 zu Lateinamerika 
(Kolumbien, Panama), 3 zu Subsahara-Afrika (Kongo-Kinshasa, Somalia, Liberia), Bahrain zu 
Vorderasien. 
Die USA rechtfertigten den Militärschlag. Das Vereinigte Königreich begrüßte die Entmach-
tung von Nicolas Maduro. Frankreich verurteilte die Maduro-Regierung und kritisierte den 
US-Militärschlag. Griechenland begrüßte das Ende der Maduro-Regierung. Dänemark mahnte 
die Einhaltung des Völkerrechtes an. Lettland begrüßte die Entmachtung von Nicolas Maduro 
und mahnte die Einhaltung des Völkerrechts an.
Russland verurteilte den US-Militärschlag. China verurteilte den US-Militärschlag und verlangte 
die Freilassung des Präsidentenpaares. Pakistan mahnte die Einhaltung des Völkerrechtes an.
Kolumbien verurteilte den US-Militärschlag. Panama verurteilte die Maduro-Regierung und 
mahnte die Einhaltung des Völkerrechtes an.
Kongo-Kinshasa, Somalia und Liberia kritisierten den US-Militärschlag.
Bahrain bezog keine Position.

Auswahl von Ländern, die die US-Position voll billigten:
Lateinamerika: Argentinien, Peru, Ecuador, Paraguay;
Europa: Ukraine, Albanien, Nordmazedonien, Kosovo (kein UNO-Mitglied);
Vorderasien: Israel
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